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24 . 10 . 2002 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 26. Juli 2001 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 

über den Bau einer Grenzbrücke an der gemeinsamen Staatsgrenze 
in Anbindung an die Bundesstraße B 20 und die Staatsstraße 1/26 


A. Problem und Ziel 

Die Infrastruktur bei dem Straßengrenzübergang Furth im Waid- 
Schafberg - FoimavaA/olimau und der Stadt Furth im Wald ist dem 
stark ansteigenden Verkehr nicht mehr gewachsen. 

Der Vertrag vom 26. Juli 2001 soil den Übergang über die deutsch- 
tschechische Grenze, die gleichzeitig EU-Außengrenze ist, erleich- 
tern, die Zoliabfertigung verbessern und beschieunigen und damit die 
bei diesem Grenzübergang und in der Stadt Furth im Waid bestehen- 
den Verkehrsprobieme lösen. 


B. Lösung 

Der Vertrag vom 26. Juli 2001 enthält die hierfür notwendigen Rege- 
lungen. Er ermöglicht, dass die im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland und im Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik be- 
stehende Grenzbrücke durch den Bau einer zusätzlichen Brücke um 
eine Fahrspur erweitert wird. 

Der neue Vertrag ist nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
zustimmungsbedürftig. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll er 
die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der Gesetzgebungs- 
körperschaften erhalten. 


C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 


Keine 
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2. Vollzugsaufwand 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes selbst nicht mit Kosten belastet. Nach dem Vertrag über- 
nimmt die Tschechische Republik die Planung und Bauausführung 
der Grenzbrücke. Die Kosten bestimmen sich nach dem Verhältnis der 
Flächen der Grenzbrücke zwischen den Auflagerachsen und der 
Staatsgrenze. Der deutsche Anteil wird bei etwa 250 000,- Euro liegen. 

E. Sonstige Kosten 

Auswirkungen für soziale Sicherungssysteme, auf Einzelpreise und 
das allgemeine Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten. Der Wirtschaft entstehen durch das 
Gesetz keine Kosten. 
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Berlin, den Oktober 2002 


Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 

11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Bundestagspräsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 26. Juli 2001 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über den Bau 
einer Grenzbrücke an der gemeinsamen Staatsgrenze in Anbindung an die 
Bundesstraße B 20 und die Staatsstraße 1/26 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 780. Sitzung am 27. September 2002 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 26. Juli 2001 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 

über den Bau einer Grenzbrücke an der gemeinsamen Staatsgrenze 
in Anbindung an die Bundesstraße B 20 und die Staatsstraße 1/26 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Prag am 26. Juli 2001 Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechischen Republik über den Bau einer 
Grenzbrücke an der gemeinsamen Staatsgrenze in Anbindung an die Bundes- 
straße B 20 und die Staatsstraße 1/26 wird zugestimmt. Der Vertrag wird nach- 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 


Drucksache 15/12 


-6- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 1 05 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, weil die Regelungen in Artikel 9 des Vertrages auch Steuern 
betreffen, deren Aufkommen ganz oder zum Teil den Ländern oder den Gemein- 
den (Gemeindeverbänden) zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Durch die Ausführung des Gesetzes selbst werden Bund, Länder und Gemein- 
den nicht mit Kosten belastet. 

Der deutsche Kostenanteil an der nach dem Vertrag durchzuführenden Bau- 
maßnahme wird etwa 250000,- Euro betragen. Durch das Gesetz entstehen 
weder bei der Wirtschaft noch bei sozialen Sicherungssystemen zusätzliche 
Kosten. Daher sind Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preis- 
niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 

über den Bau einer Grenzbrücke an der gemeinsamen Staatsgrenze 
in Anbindung an die Bundesstraße B 20 und die Staatsstraße I/26 

Smiouva 

mezi Spolkpvou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou 

0 vystavbe hranicniho mostu na spolecnych stätnich hranicich 
s napojenim na spolkovou silnici B 20 a stätni silnici I/26 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische Republik - 

von dem Wunsch geleitet, den Übergang über die gemein- 
same Grenze auf der Straße zu erleichtern, 

in der Absicht, die Zollabfertigung zu verbessern und zu 
beschleunigen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Gegenstand des Vertrags 

(1) An dem Grenzübergang in Anbindung an die Bundesstraße 
B 20 und die Staatsstraße 1/26 wird im Hoheitsgebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland und im Hoheitsgebiet der Tschechi- 
schen Republik die bestehende Grenzbrücke durch den Bau 
einer zusätzlichen Brücke um eine Fahrspur erweitert (im Folgen- 
den als „Grenzbrücke“ bezeichnet). 

(2) Die Vertragsstaaten stellen die Grenzbrücke nach Möglich- 
keit im Jahre 2001-2002 fertig. 

Artikel 2 

Planung und Bauausführung 

(1) Voruntersuchungen und Geländeaufnahmen führen die 
Vertragsstaaten jeweils in ihrem Hoheitsgebiet und auf ihre 
Kosten durch. 

(2) Die Tschechische Republik übernimmt 

a) Planung, 

b) Ausschreibung, 

c) Auftragsvergabe, 

d) Prüfung der Ausführungsunterlagen, 

e) Bauüberwachung, 

f) Prüfung der Abrechnung der vertraglichen Leistungen und 

g) Entwurf der Kostenteilung nach Maßgabe dieses Vertrags 

für die Grenzbrücke jeweils nach Herstellung des Einvernehmens 
mit der Bundesrepublik Deutschland. 

(3) Die Grenzbrücke wird nach den in der Tschechischen 
Republik geltenden Normen und Vorschriften des Bauwesens 
geplant, ausgeführt und abgenommen. Für einzelne Bauteile 
können die Vertragsstaaten die Anwendung deutscher Vorschrif- 
ten vereinbaren. 


Spolkovä republika Nemecko 
a 

Ceskä republika, 

vedeny pfäm'm usnadnit pfekracoväni spolecnych stätnich 
hranic po silnici, 

s ümyslem ziepsit a urychlit celnl odbavoväni, 
se dohodly takto: 

Clänek 1 

Predmet smiouvy 

1) Na hranicnim pfechodu s napojem'm na spolkovou silnici 
B 20 a na stätnf silnici I/26 se na vysostnem üzemf Spolkove 
republiky Nemecko a na vysostnem üzeml Ceske republiky 
rozsifi stävaji'cf hranicm' most o jeden jizdnf pruh vystavbou 
dalsiho mostu (däie jen „hranicm' most“). 

2) Smiuvni stäty dokonci podle moznosti hranicni most v roce 
2001 - 2002 . 

Clänek 2 

Ph'prava a provedeni stavby 

(1) Prüzkumne präce a geodeticke zamefenf provedou smiuv- 
ni stäty kazdy na svem vysostnem üzemf a na sve näklady. 

(2) Ceskä republika pfevezme 

a) pffpravu, 

b) vypsäni vyberoveho fizeni, 

c) zadäni zakäzky, 

d) pfezkoumäni realizacnfch podkladü, 

e) stavebnf dozor, 

f) pfezkoumäni fakturace smiuvnfch vykonü a 

g) nävrh rozdelenf näkladü podle ustanovenf teto smiouvy 

pro hranicni most vzdy po dosazeni shody se Spolkovou repu- 
blikou Nemecko. 

(3) Hranicni most bude pripravovän, realizovän a pfevzat 
podle norem a stavebnich pfedpisü platnych v Ceske republice. 
Pro jednotlive cästi stavby mohou smiuvni stäty dohodnout 
pouziti nemeckych pfedpisü. 
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(4) Eine eventuelle Änderung des Verlaufs der gemeinsamen 
Staatsgrenze aus Anlass des Baus der Grenzbrücke bedarf eines 
besonderen Vertrags zwischen den Vertragsstaaten. 

Artikel 3 

Baugenehmigung und Grunderwerb 

(1) Jeder Vertragsstaat sorgt dafür, dass rechtzeitig die nach 
seinen Rechtsvorschriften zum Bau der Grenzbrücke erforder- 
lichen Genehmigungen und Erlaubnisse vorliegen und die 
Abnahmen durchgeführt werden. 

(2) Jeder Vertragsstaat sorgt auf seine Kosten dafür, dass in 
seinem Hoheitsgebiet die für den Bau der Grenzbrücke dauernd 
oder zeitweilig erforderlichen Grundstücke rechtzeitig zur Verfü- 
gung stehen. 

(3) Die Vermessung und die Vermarkung der benötigten 
Grundstücke führt jeder Vertragsstaat in seinem Hoheitsgebiet 
und auf seine Kosten durch. 

Artikel 4 

Abnahme 

Nach Abschluss der Bauarbeiten wird die Grenzbrücke von 
der Tschechischen Republik nach dem bei öffentlichen Bauauf- 
trägen angewendeten Recht der Tschechischen Republik in 
Anwesenheit der Auftragnehmer abgenommen. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland wird bei der Abnahme durch die zuständigen 
Behörden vertreten sein. Die Tschechische Republik überwacht 
die Gewährleistungsfristen für die Grenzbrücke und macht 
Gewährleistungsansprüche auch namens der Bundesrepublik 
Deutschland geltend. 

Artikel 5 

Erhaltung 

(1) Zur Erhaltung gehören Unterhaltung, Instandsetzung und 
Erneuerung. 

(2) Mit der Abnahme der Grenzbrücke übernimmt jeder Ver- 
tragsstaat In seinem Hoheitsgebiet die Unterhaltung der Grenz- 
brücke einschließlich der Verkehrssicherung und des Winterdiens- 
tes auf seine Kosten. 

(3) Ab dem in Absatz 2 genannten Zeitpunkt übernimmt die 
Tschechische Republik die Instandsetzung und Erneuerung der 
Grenzbrücke. Die Grenze für diese Tätigkeiten Ist das Ende der 
Grenzbrücke einschließlich des Widerlagers Im Hoheitsgebiet 
der Bundesrepublik Deutschland. Diese Maßnahmen erfolgen Im 
Einvernehmen mit der Bundesrepublik Deutschland. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
über Art, Umfang und Durchführung der Erhaltungsmaßnahmen 
nach den Absätzen 1 bis 3 gesonderte Vereinbarungen 
schließen. 

Artikel 6 
Kosten 

(1) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten für den Bau, die 
Instandsetzung und die Erneuerung der Grenzbrücke, soweit die 
Grenzbrücke in seinem Hoheitsgebiet liegt. Die Kostenanteile 
bestimmen sich nach dem Verhältnis der Flächen der Grenz- 
brücke zwischen den Auflagerachsen und der Staatsgrenze. Bei 
der Aufteilung der Kosten Ist die tschechische Mehrwertsteuer, 
die in den Kosten enthalten Ist, nicht zu berücksichtigen. Diese 
Steuer wird allein von der Tschechischen Republik getragen. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland erstattet der Tschechi- 
schen Republik Verwaltungskosten In Höhe von zehn vom Hun- 
dert der nach Absatz 1 auf sie entfallenden Bau-, Instandset- 
zungs- und Erneuerungskosten ohne tschechische Mehrwert- 
steuer. 

(3) Die vorhandenen Unterlagen für die erforderlichen Planun- 
gen der Grenzbrücke werden gegenseitig kostenlos zur Verfü- 
gung gestellt. 


(4) Pfi'padnä zmena prübehu spolecnych stätnich hranic z 
düvodu vystavby hranicnfho mostu vyzaduje zviästm' smiouvu 
mezi smiuvni'mi stäty. 

Clänek 3 

Stavebnf povoleni a vykup pozemkü 

(1) Kazdy smiuvni stät zajisti', aby byla vcas vydäna povolenf 
a schvälenf a provedeny pfejimky podle jeho prävm'ch pfedpisü, 
potfebne ke stavbe hranicnfho mostu. 

(2) Kazdy smiuvni stät zajisti na vlastni näklady, aby na jeho 
vysostnem üzemf byly vcas k dispozici pozemky trvaleho a 
docasneho zäboru, potfebne pro stavbu hranicnfho mostu. 

(3) Zamerenf a vytycenf potfebnych pozemkü provede kazdy 
smiuvnf stät na svem vysostnem üzemf a na sve näklady. 

Clänek 4 

Pfeji'mka 

Po dokoncenf stavebnfch pracf bude hranicnf most pfevzat 
Ceskou republikou podle ceskeho präva, pouzfvaneho pro 
vefejne stavebnf zakäzky, za ücasti zhotovitelü. Spolkovä repu- 
blika Nemecko bude ph prejfmce zastoupena pffslusnymi 
orgäny. Ceskä republika bude dohlfzet na zärucnf Ihüty hra- 
nicnfho mostu a bude uplatiiovat zärucnf pozadavky i jmenem 
Spolkove republiky Nemecko. 

Clänek 5 

Üdrzba 

(1) Üdrzba se sklädä z provoznf üdrzby, stavebnf üdrzby a 
obnovy. 

(2) Pfejfmkou hranicnfho mostu pfevezme kazdy smiuvnf stät 
na svem vysostnem üzemf a na sve näklady provoznf üdrzbu 
hranicnfho mostu vcetne zajistenf bezpecnosti a zimnf üdrzby. 

(3) Od okamziku uvedeneho v odstavci 2 pfevezme Ceskä 
republika stavebnf üdrzbu a obnovu hranicnfho mostu. Hranicf 
pro tuto cinnost je konec hranicnfho mostu vcetne krajnf opery 
na vysostnem üzemf Spolkove republiky Nemecko. Tyto cinnos- 
ti budou provädeny ve vzäjemne shode se Spolkovou republi- 
kou Nemecko. 

(4) Pffslusne orgäny smluvnfch stätü mohou o druhu, rozsahu 
a provädenf üdrzbovych pracf podle odstavcü 1 az 3 sjednat 
zviästnf ujednänf. 

Clänek 6 

Näklady 

(1) Kazdy smiuvnf stät hradf näklady na stavbu, stavebnf 
üdrzbu a obnovu hranicnfho mostu tou merou, jakou lezf hra- 
nicnf most na jeho vysostnem üzemf. Podfly na näkladech se 
urcujf podle pomeru ploch hranicnfho mostu mezi osami lozisek 
a stätnfmi hranicemi. Ph rozdelovänf techto näkladü nebude 
zohlednena ceskä dah z pfidane hodnoty, kterä je obsazena v 
näkladech. Tuto dah ponese jen Ceskä republika. 

(2) Spolkovä republika Nemecko uhradf Ceske republice 
sprävnf näklady ve vysi deseti procent näkladü na stavbu, sta- 
vebnf üdrzbu a obnovu, pfipadajfcf na ni podle odstavce 1, bez 
ceske dane z pfidane hodnoty. 

(3) Existujfcf podklady potfebne pro pffpravu hranicnfho 
mostu budou däny bezüplatne vzäjemne k dispozici. 
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Artikel 7 
Zahlungen 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland erstattet der Tschechi- 
schen Republik den von ihr zu tragenden Anteil der Abschlags- 
zahlungen, die entsprechend dem Baufortschritt an die Auftrag- 
nehmer geleistet werden. Ein Zeitplan für die Fälligkeit und die 
voraussichtliche Höhe der Abschlagszahlungen wird bei Auf- 
tragsvergabe erstellt. 

(2) Die Tschechische Republik wird der Bundesrepublik 
Deutschland zwei Monate im Voraus den geschätzten Finanz- 
bedarf für die Abschlagszahlungen mitteilen und sie dabei über 
den Stand der Auszahlungen durch Übersichten unterrichten, in 
welchen die Höhe und der Zeitpunkt der Auszahlungen ausge- 
wiesen werden. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland zahlt den Rest ihres 
Kostenanteils nach Schlussabnahme und Abrechnung. 

(4) Alle Zahlungen erfolgen in Deutscher Mark beziehungswei- 
se Euro zu dem am Fälligkeitstag gültigen Kurs der Tschechi- 
schen Nationalbank. 

(5) Bei Meinungsverschiedenheiten dürfen die unstreitigen 
Beträge nicht zurückgehalten werden. 

(6) Die Bundesrepublik Deutschland erhält Zweitstücke der 
Bauverträge, Bestellurkunden und geprüften Abrechnungsunter- 
lagen. 

Artikel 8 
Betretungsrecht 

(1) Die beim Bau der Grenzbrücke beteiligten Staatsangehöri- 
gen der Vertragsstaaten und Staatsangehörigen von Staaten, die 
in keinem der beiden Vertragsstaaten und in keinem der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union der Visumpflicht unterlie- 
gen, dürfen zur Wahrnehmung der Aufgabe nach diesem Vertrag 
die Staatsgrenze im Bereich der Baustelle für die Grenzbrücke 
überschreiten und sich auf dem Teil der Baustelle aufhalten, der 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats liegt, ohne dass sie 
dafür einer Aufenthaltsgenehmigung bedürfen, wenn sie ein gül- 
tiges und anerkanntes Dokument mit sich führen, welches zum 
Überschreiten der Staatsgrenze zwischen den Vertragsstaaten 
berechtigt. Visumpflichtige Staatsangehörige anderer Staaten 
dürfen zur Wahrnehmung der Aufgabe nach diesem Vertrag die 
Staatsgrenze im Bereich der Baustelle überschreiten und sich 
auf dem Teil der Baustelle aufhalten, der im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats liegt, wenn ihnen ein Visum erteilt wor- 
den ist und sie ein gültiges und anerkanntes Dokument mit sich 
führen, welches zum Überschreiten der Staatsgrenze zwischen 
den Vetragsstaaten berechtigt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Arbeitnehmer unterliegen den 
tschechischen Rechtsvorschriften über die Erteilung einer Arbeits- 
erlaubnis an in der Tschechischen Republik beschäftigte auslän- 
dische Staatsangehörige, unabhängig davon, ob die Arbeiten im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland oder der Tsche- 
chischen Republik ausgeführt werden. 

(3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, Personen, die auf- 
grund dieses Vertrags in das Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaats eingereist sind und die 

a) die Bestimmungen dieses Vertrags verletzt haben oder 

b) sich dort rechtswidrig aufhalten, 

jederzeit formlos zurückzunehmen. Auf das Abkommen vom 
3. November 1994 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Tschechischen Repubiik 
über die Rückübernahme von Personen an der gemeinsamen 
Staatsgrenze wird hingewiesen. 

(4) Einzelfragen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord- 
nung im Baustellenbereich der Grenzbrücke werden von den 
örtlich zuständigen Grenzbehörden einvernehmlich geregelt. 


Clänek 7 
Platby 

(1) Spolkovä republlka Nemecko uhradi Ceske republlce svü] 
podil na splätkäch, ktere budou v souladu s postupem staveb- 
nich pract poskytoväny zhotovitelüm. Casovy plan pro splatnost 
a pfedpoklädanou vysi splätek bude sestaven pfl zadävänf 
zakäzky. 

(2) Ceskä republlka sdelf Spolkove republlce Nemecko dva 
mesice pfedem odhadovanou financni potfebu pro splätkovänf 
a soucasne ji bude Informovat o stavu plateb formou pfehledü, 
ve kterych budou uvedeny vyse a terminy plateb. 


(3) Spolkovä republlka Nemecko uhradi zbytek sveho podilu 
na näkladech po konecne preji'mce a vyüctoväni. 

(4) Vsechny platby se uskutecni v nemeckych markäch resp. 
v EURO V kurzu Ceske närodni banky platnem ke dnl splatnostl. 

(5) Ph rozdilnych näzorech nemohou byt zadrzoväny nes- 
porne cästky. 

(6) Spolkovä republlka Nemecko obdrzi stejnoplsy stavebnich 
smiuv, objednävek a prezkousenych podkladü pro vyüctoväni'. 


Clänek 8 
Prävo vstupu 

(1) Na stavbe hranicm'ho mostu se podi'lejicf stätnf pfi'slusm'cl 
smiuvnich stätü a stätni pfislusnici stätü, kteri v zädnem z obou 
smiuvnich stätü a v zädnem z clenskych stätü Evropske unle 
nepodlehaji vfzove povinnostl, smeji ke splnenf ükolu podle teto 
smiouvy prekracovat stätnf hranice v prostoru stavenlste hra- 
nicniho mostu a zdrzovat se v te cästi stavenlste, kterä lezf na 
vysostnem üzemi druheho smiuvm'ho stätü, aniz by k tomu 
potrebovall povolenf k pobytu, pokud u sebe maji platny a 
uznävany dokument, ktery opravnuje k prekrocenf stätm'ch hra- 
nic mezi smiuvm'mi stäty. Stätnf pflslusnfcl jinych stätü, kteff 
podlehajf vfzove povinnostl, smejf ke splnenf ükolu podle teto 
smiouvy prekracovat stätni hranice v prostoru stavenlste a 
zdrzovat se v te cästi stavenlste, kterä lezf na vysostnem üzemi 
druheho smiuvniho stätü, pokud jim bylo udeleno vizum a maji u 
sebe platny a uznävany dokument, ktery opravnuje k prekrocenf 
stätnich hranic mezi smiuvnimi stäty. 


(2) Zamestnanci uvedeni v odstavci 1 podlehajf ceskym 
prävnim pfedpisüm o udeloväni povolenf k zamestnäni zahra- 
nicnim stätnim pfislusniküm zamestnanym v Ceske republlce 
bez ohledu na to, zda präce budou provädeny na vysostnem 
üzemi Ceske republiky nebo Spolkove republiky Nemecko. 

(3) Smiuvni stäty se zavazuji, pfevzit kdykoliv bez formalit 
zpet osoby, ktere na zäklade teto smiouvy vstoupily na vysostne 
üzemi druheho smiuvniho stätü a ktere 

a) porusily ustanoveni teto smiouvy, nebo 

b) se tarn protiprävne zdrzuji. 

Odkazuje se na Dohodu mezi vlädou Spolkove republiky 
Nemecko a vlädou Ceske republiky o zpetnem pfebiräni osob 
na spolecnych stätnich hranicich ze dne 3. listopadu 1994. 


(4) Jednotlive otäzky k udrzeni bezpecnosti a pofädku v pros- 
toru stavenlste hranicm'ho mostu budou feseny mistne 
pfislusnymi pohranicnimi orgäny ve vzäjemne shode. 
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(5) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten entsprechend für die Maß- 
nahmen zur Erhaltung der Grenzbrücke. Absatz 2 gilt entspre- 
chend für die Instandsetzung und Erneuerung der Grenzbrücke. 

Artikel 9 

Steuer- und Zollbestimmungen 

(1) Der Baustellenbereich für die Grenzbrücke und nach ihrer Fer- 
tigstellung die Grenzbrücke selbst gelten, soweit sie sich in das 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland erstrecken, für 
die Anwendung des Umsatzsteuerrechts der Bundesrepublik 
Deutschland und des Mehrwertsteuerrechts der Tschechischen 
Republik als Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik, soweit 
es sich um Lieferungen von Gegenständen und sonstige Leistun- 
gen handelt, die für den Bau der Grenzbrücke oder für ihre 
Instandsetzung und Erneuerung bestimmt sind. 

(2) Für Waren, die aus dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats 
in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingeführt wer- 
den, werden mit Ausnahme von Zöllen keine Einfuhrabgaben 
erhoben, soweit die Waren zum Bau der Grenzbücke oder zur 
Erhaltung der Grenzbrücke verwendet werden. Dies gilt von Bau- 
beginn an. Sicherheiten werden nicht verlangt. Satz 1 gilt nicht 
bei der Einfuhr von Waren für die öffentliche Verwaltung. 

(3) Die zum Bau der Grenzbrücke oder zur Erhaltung der 
Grenzbrücke erforderlichen Waren unterliegen bei ihrer Einfuhr 
keinen Verboten und Beschränkungen. 

(4) Die zuständigen Steuer- und Zollbehörden beider Vertrags- 
staaten verständigen sich und leisten einander jede notwendige 
Information und Unterstützung bei der Anwendung ihrer inner- 
staatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften im Rahmen der 
Bestimmungen der Absätze 1 bis 3. Die Vertreter dieser Behör- 
den sind berechtigt, sich auf der Baustelle für die Grenzbrücke 
und nach ihrer Fertigstellung auf der Grenzbrücke selbst aufzu- 
halten und dort die Maßnahmen im Rahmen der Bestimmungen 
der Absätze 1 bis 3 zu treffen, die in ihren innerstaatlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften enthalten sind. Im Übrigen 
bleiben die jeweiligen Hoheitsrechte der Vertragsstaaten 
unberührt. 

Artikel 10 
Datenschutz 

Unter Beachtung des nationalen Rechts jedes Vertragsstaates 
erfolgen Übermittlung und Verwendung von personenbezogenen 
Daten, im Weiteren Daten genannt, im Rahmen dieses Vertrags 
nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 

a) Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
des anderen Vertragsstaates auf Ersuchen über die Verwen- 
dung der übermittelten Daten und über die dadurch erzielten 
Ergebnisse. 

b) Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu 
den in diesem Vertrag bezeichneten Zwecken und zu den 
durch die übermittelnde Stelle vorgegebenen Bedingungen 
zulässig. Die Verwendung ist darüber hinaus zulässig zur 
Verhütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher 
Bedeutung sowie zum Zwecke der Abwehr von erheblichen 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit. 

c) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei- 
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Die Übermittlung der Daten unterbleibt, wenn 
die übermittelnde Stelle Grund zur Annahme hat, dass 
dadurch gegen den Zweck eines innerstaatlichen Gesetzes 
verstoßen würde oder schutzwürdige Interessen der betroffe- 
nen Personen beeinträchtigt würden. Erweist sich, dass 
unrichtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt werden 
durften, übermittelt worden sind, so ist dies dem Empfänger 
unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Berichtigung 
oder Vernichtung vorzunehmen. 


(5) Odstavce 1 , 3 a 4 platf obdobne pro opatfenf k üdrzbe hra- 
nicm'ho mostu. Odstavec 2 plati phmefene pro stavebni üdrzbu 
a obnovu hranicm'ho mostu. 

Clänek 9 

Danovä a celnf ustanovenf 

(1) Prostor staveniste hranicm'ho mostu a po jeho dokoncenf 
hranicnf most samotny, pokud se nachäzeji na vysostnem 
üzemf Spolkove republiky Nemecko, se povazuji' pro uplatnenf 
prävm'ch pfedpisü Ceske republiky o dani z phdane hodnoty a 
prävm'ch pfedpisü Spolkove republiky Nemecko o dani z obratu 
za vysostne üzemf Ceske republiky, pokud se jednä o dodävky 
pfedmetü a ostatnich vykonü, urcenych pro stavbu hranicnfho 
mostu nebo pro jeho stavebnf üdrzbu a obnovu. 

(2) Na zbozi, ktere bude doväzeno z vysostneho üzemf jed- 
noho smiuvnfho statu na vysostne üzemf druheho smiuvnfho 
statu nebudou s vyjimkou cel uplatnoväny zädne dovoznf 
poplatky, pokud toto zbozf bude pouzito na vystavbu nebo 
üdrzbu hranicnfho mostu. Toto platf od zahäjenf stavby, Jistoty 
se nepozadujf. Prvnf veta neplatf pfi dovozu zbozf pro vefejnou 
sprävu. 

(3) Zbozf potfebne pro vystavbu nebo pro üdrzbu hranicnfho 
mostu nepodlehä pfi dovozu zädnym zäkazüm a omezenfm. 

(4) Pffslusne danove a celnf orgäny obou smiuvnfch stätü se 
vzäjemne vyrozumf a poskytnou si vsechny potfebne informace 
a podporu pfi uplatnovänf svych vnitrostätnfch prävnfch a 
sprävnfch pfedpisü v rämci ustanovenf odstavcü 1 az 3. Zästup- 
ci techto orgänü jsou oprävneni zdrzovat se na stavenisti hra- 
nicnfho mostu a po jeho dokoncenf na hranicnfm moste samot- 
nem a provädet tarn opatfenf v rämci ustanovenf odstavcü 1 az 
3, kterä jsou obsazena v jejich vnitrostätnfch prävnfch a 
sprävnfch pfedpisech. V ostatnfm züstävajf pffslusnä vysostnä 
präva smiuvnfch stätü nedotcena. 

Clänek 10 

Ochrana osobnfch üdajü 

Pfedävänf a pouzitf osobnfch üdajü (däie jen „üdaje“) se pfi 
respektovänf vnitrostätnfch prävnfch pfedpisü kazdeho smluv- 
nfho stätü provädf v rämci teto smiouvy podle näsledujfcfch 
ustanovenf: 

a) Pfejfmajfcf orgän podä pfedävajfcfmu orgänu druheho smiuv- 
nfho stätü na vyzvänf informaci o pouzitf pfedanych üdajü a 
o vysiedcfch tfm dosazenych. 

b) Pouzitf üdajü pffjemcem je pffpustne pouze pro ücely stano- 
vene touto smiouvou a za podmfnek stanovenych pfedäva- 
jfcfm orgänem. Krome toho je pffpustne pouzitf k zamezenf 
a stfhänf zävaznych trestnych cinü a pro ücely ochrany pfed 
zävaznym ohrozenfm vefejne bezpecnosti. 


c) Pfedävajfcf orgän je povinen dbät na sprävnost 
pfedävanych üdajü, jakoz i na potfebnost a pfimefenost ve 
vztahu k ücelu, ktery je sledovän jejich pfedänfm. Pfitom je 
tfeba dbät na zäkazy pfedävänf dane pffslusnymi vnitrostät- 
nfmi prävnfmi pfedpisy. Pfedänf üdajü se neuskutecnf, 
pokud mä pfedävajfcf orgän düvod se domnfvat, ze tfm 
dojde k porusenf vnitrostätnfho zäkona nebo ze budou ome- 
zeny zäjmy dotcene osoby, ktere zasluhujf ochrany. Pokud 
se prokäze, ze byly pfedäny nesprävne üdaje nebo üdaje, 
ktere nesmely byt pfedäny, je tfeba to neprodlene sdelit 
pffjemci. Ten je povinen je opravit nebo znicit. 
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d) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person vor- 
handenen Daten sowie über ihren vorgesehenen Verwen- 
dungszweck Auskunft zu erteilen. Die Erteilung einer solchen 
Auskunft kann verweigert werden, wenn das Interesse des 
Staates, die Auskunft nicht zu erteilen, das Interesse des 
Antragstellers überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht 
des Betroffenen auf Auskunftserteilung nach dem innerstaat- 
lichen Recht des Vertragsstaates, in dessen Hoheitsgebiet 
die Auskunft beantragt wird. 

e) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach diesem Vertrag rechtswidrig 
geschädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach 
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im Ver- 
hältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf 
berufen, dass der Schaden durch die übermittelnde Stelle 
verursacht worden ist. 

f) Die übermittelnde Stelle weist bei der Übermittlung der Daten 
auf die nach ihrem nationalen Recht vorgesehenen Fristen für 
die Aufbewahrung dieser Daten hin, nach deren Ablauf sie 
gelöscht werden müssen, ünabhängig von diesen Fristen 
sind die übermittelten Daten zu löschen, sobald sie für den 
Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr erfor- 
derlich sind. 

g) Die übermittelnde und die empfangende Stelle stellen sicher, 
dass die Übermittlung und der Empfang der Daten aktenkun- 
dig gemacht werden. 

h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten 
Zugang, unbefugte Veränderung und unbefugte Bekannt- 
gabe zu schützen. 


Artikel 11 

Gemischte Kommission 

(1) Die Vertragsstaaten können eine Gemischte Kommission 
für den Bau der Grenzbrücke bilden. Diese besteht aus den bei- 
den Leitern der Delegationen und aus jeweils drei ständigen Mit- 
gliedern sowie aus den von jedem Vertragsstaat zu den Sitzun- 
gen entsandten weiteren Mitgliedern. Die Vertragsstaaten teilen 
einander den Namen des Leiters ihrer Delegation in der 
Gemischten Kommission sowie die der drei ständigen Mitglieder 
mit. Jeder Delegationsleiter kann die Gemischte Kommission 
durch Ersuchen an den Leiter der anderen Delegation zu einer 
Sitzung unter seinem Vorsitz einberufen. Die Sitzung muss auf 
seinen Wunsch spätestens innerhalb eines Monats nach Zugang 
dieses Ersuchens stattfinden. 

(2) Die Gemischte Kommission hat die Aufgabe, Fragen zu 
klären, die sich hinsichtlich des Baus der Grenzbrücke ergeben, 
und den Vertragsstaaten Empfehlungen zu unterbreiten. 

(3) Jede Delegation in der Gemischten Kommission kann die 
zuständigen Behörden des anderen Vertragsstaats ersuchen, die 
ünterlagen vorzulegen, die sie für notwendig erachtet, um die 
Beschlüsse der Kommission vorzu bereiten. 

(4) Die Gemischte Kommission fasst ihre Beschlüsse in gegen- 
seitigem Einvernehmen. 


Artikel 12 

Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Vertrags werden durch die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten beigelegt. Die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten können zu diesem Zweck die Gemischte Kom- 
mission um Stellungnahme bitten. Sollte es den zuständigen 
Behörden nicht gelingen, Meinungsverschiedenheiten beizu- 
legen, ist, soweit möglich, eine Regelung durch die Vertrags- 
staaten herbeizuführen. 


d) Dotcenemu se na jeho zädost podajf informace o üdajich o 
jeho osobe a o pfedpoklädanem ücelu jejich poüzitf. Poskyt- 
nuti techto informaci müze byt odmitnuto, pokud zäjem statu 
neposkytnout informace pfevazuje nad zäjmy zadatele. V 
ostatnim se fidi prävo dotceneho na ziskäni informaci' podle 
vnitrostätm'ch prävnich pfedpisü toho smiuvm'ho statu, na 
jehoz vysostnem üzemi se o informace zädä. 


e) Pokud je nekdo protiprävne poskozen v düsledku pfedäni 
üdajü V rämci vymeny osobnich üdajü podle teto smiouvy, 
odpovidä mu v teto veci pfijimaji'ci orgän podle vnitrostätnich 
prävm'ch pfedpisü jeho statu. Ve vztahu k poskozenemu se 
ke svemu vyvineni nemüze odvolävat na to, ze poskozeni 
bylo zpüsobeno pfedävajici'm orgänem. 

f) Pfedävaji'ci orgän upozornf pfi pfedäni üdajü na Ihüty archi- 
vace techto üdajü stanovene jeho vnitrostätni'mi prävnimi 
pfedpisy, po jejichz uplynuti musi' byt üdaje zlikvidoväny. 
Nezävisle na techto Ihütäch je tfeba zlikvidovat pfedane 
üdaje, jakmile nejsou däie potfebne k ücelu, pro ktery byly 
pfedäny. 

g) Pfedävaji'ci a pfejimaji'ci orgän zajisti vedeni evidence o 
pfedäni a pfevzeti üdajü. 

h) Pfedävaji'ci a pfejimaji'ci orgän jsou povinny ücinne chränit 
pfedävane üdaje pfed nepovolanym pfi'stupem, nepovo- 
lanymi zmenami a nepovolanym zvefejnenim. 


Clänek 11 
Smisenä komise 

(1) Smiuvni' stäty mohou vytvofit smi'senou komisi pro stavbu 
hranicniho mostu. Ta se sklädä z obou vedoucich delegaci', ze 
tn stälych clenü kazde strany a z dalsi'ch clenü, vysianych 
kazdym smiuvm'm stätem na zasedäni. Smiuvni' stäty si vzäjem- 
ne sdel i jmeno vedouciho sve delegace a jmena tf i' stälych clenü 
ve smi'sene komisi. Vedouci' kazde delegace müze pozädäm'm 
vedouciho druhe delegace svolat zasedäni smisene komise 
pod svym pfedsednictvi'm. Zasedäni se musi na jeho pfäni 
uskutecnit nejpozdeji do jednoho mesi'ce po doruceni teto 
zädosti. 


(2) Smisenä komise mä za ükol objasnovat otäzky spojene se 
stavbou hranicniho mostu a pfedklädat smiuvnim stätüm 
doporucenf. 

(3) Kazdä delegace ve smisene komisi müze pozädat 
pfislusne orgäny druheho smiuvniho stätu o pfedlozeni pod- 
kladü, ktere povazuje za potfebne k pfiprave zäverü smisene 
komise. 

(4) Smisenä komise pfijimä sve zävery ve vzäjemne shode. 


Clänek 12 
Rozdilne näzory 

Rozdilnost näzorü tykajici se vykladu nebo provädeni teto 
smiouvy budou fesit pfislusne orgäny smiuvnich stätü. 
Pfislusne orgäny smiuvnich stätü mohou za timto ücelem 
pozädat o stanovisko smisenou komisi. Nepodafi-Ii se 
pfislusnym orgänüm tyto rozdilnost! näzorü urovnat, budou je 
fesit pokud mozno smiuvni stäty. 
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Artikel 13 

Schlussbestimmung 

Die Vertragsstaaten vollziehen diesen Vertrag durch ihre 
jeweils zuständigen Behörden. 

Artikel 14 
Inkrafttreten 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsur- 
kunden werden so bald wie möglich in Berlin ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des zweiten Kalendermo- 
nats, der auf den Tag des Austausches der Ratifikationsurkun- 
den folgt, in Kraft. 

Artikel 15 

Geltungsdauer und Vertragsänderungen 

(1) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er 
kann nur im gegenseitigen Einvernehmen zwischen den Ver- 
tragsstaaten geändert, ergänzt oder aufgehoben werden. 

(2) Ergeben sich bei der Durchführung des Vertrags erhebliche 
Schwierigkeiten oder ändern sich die bei seinem Abschluss 
bestehenden Verhältnisse wesentlich, so werden die Vertrags- 
staaten auf Verlangen eines Vertragsstaats über eine Änderung 
des Vertrags oder seine Aufhebung und Neuregelung verhan- 
deln. 


Geschehen zu Praha/Prag am 26. Juli 2001 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


Clänek 13 

Zäverecne ustanoveni 

Smiuvni stäty budou provädet tuto smiouvu prostrednictvim 
svych pfislusnych orgänü. 

Clänek 14 
Vstup V platnost 

(1) Tato smiuva podlehä ratifikaci. Ratifikacnf listiny budou 
vymeneny co nejdfive v Berline. 

(2) Tato smiouva vstoupf v platnost prvni'ho dne druheho 
kalendäfnfho mesice näsledujiciho po dni vymeny ratifikacnich 
listin. 

Clänek 15 

Doba platnostl a zmeny smiouvy 

(1) Tato smiouva se sjednävä na dobu neurcitou. Müze byt 
zmenena, doplnena nebo zrusena jen ve vzäjemne shode mezi 
smluvm'mi stäty. 

(2) Pokud dojde pfi provädeni smiouvy ke znacnym obtizim 
nebo pokud se podstatne zmenl podminky existujici pfi jejim 
uzavfenf, budou smiuvni stäty na pozädänl jednoho smluvm'ho 
stätu jednat o zmene smiouvy nebo o jejim zrusem' a nove üpra- 
ve. 


Däno v Praze/Prag dne 26. cervence 2001 ve dvou püvod- 
nich vyhotovem'ch, kazde v nemeckem a ceskem jazyce, 
pficemz obe zneni maji stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nemecko 
Andreas Meitzner 

Für die Tschechische Republik 
Za Ceskou republiku 
Schling 
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Denkschrift zum Vertrag 
I. Allgemeines 

Der am 26. Juli 2001 in Prag nach mehrjährigen Ver- 
handlungen Unterzeichnete Vertrag soll den Übergang 
über die deutsch-tschechische Grenze bei dem Stra- 
ßengrenzübergang Furth im Wald-Schafberg - Folmava/ 
Vollmau erleichtern und die Zollabfertigung verbessern 
und beschleunigen. Zu diesem Zweck sieht er vor, die im 
Floheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland und im 
Floheitsgebiet der Tschechischen Republik bereits beste- 
hende Grenzbrücke durch den Bau einer zusätzlichen 
Brücke um eine Fahrspur zu erweitern. Dadurch soll die 
Infrastruktur bei diesem Grenzübergang und in der Stadt 
Furth im Wald, die dem stark ansteigenden grenzüber- 
schreitenden Verkehr nicht mehr gewachsen ist, insge- 
samt verbessert werden. 

Nach dem Vertrag übernimmt die Tschechische Republik 
die Planung und Ausführung der Baumaßnahme. 


II. Besonderes 

Artikel 1 beinhaltet den Vertragsgegenstand, nämlich 
die bestehende Grenzbrücke durch den Bau einer zusätz- 
lichen Brücke um eine Fahrspur zu erweitern. 

Arti kel 2 bestimmt, dass die Tschechische Republik die 
Planung und Bauausführung übernimmt. 

Artikel 3 erlegt jedem Vertragsstaat auf, die nach 
seinen Rechtsvorschriften für die Baumaßnahme erfor- 
derlichen Genehmigungen und Erlaubnisse einzuholen 
sowie auf seine Kosten dafür Sorge zu tragen, dass in 
seinem Hoheitsgebiet die für den Bau benötigten Grund- 
stücke rechtzeitig zur Verfügung stehen. 

Artikel 4 regelt das Abnahmeverfahren nach Abschluss 
der Bauarbeiten für die Grenzbrücke und bestimmt, dass 
die Tschechische Republik Gewährleistungsansprüche 
auch namens der Bundesrepublik Deutschland geltend 
macht. 

Artikel 5 definiert in Absatz 1 den Begriff der Er- 
haltung der Grenzbrücke, bestimmt in Absatz 2, dass 
mit der Abnahme der Grenzbrücke jeder Vertragsstaat in 
seinem Hoheitsgebiet die Unterhaltung der Grenzbrücke 
einschließlich der Verkehrssicherung und des Winter- 
dienstes auf seine Kosten zu übernehmen hat und ver- 
pflichtet in Absatz 3 die Tschechische Republik, nach 
Abnahme der Grenzbrücke zu deren Instandsetzung und 
Erneuerung. 

Artikel 6 regelt die Kostenverteilung. Danach trägt 
jeder Vertragsstaat die Kosten für den Bau, die Instand- 
setzung und die Erneuerung der Grenzbrücke, soweit 


diese in seinem Hoheitsgebiet liegt. Dabei bestimmen 
sich die Kostenanteile nach dem Flächenverhältnis der 
Grenzbrücke zwischen den Auflagerachsen und der 
Staatsgrenze. Nach Absatz 1 bleibt bei der Aufteilung 
der Kosten die tschechische Mehrwertsteuer unberück- 
sichtigt; sie wird allein von der Tschechischen Republik 
getragen. 

In Artikel 7 sind die Zahlungsmodalitäten geregelt und 
festgelegt, dass alle Zahlungen in Deutscher Mark bezie- 
hungsweise in Euro zu dem am Fälligkeitstag gültigen 
Kurs der Tschechischen Nationalbank erfolgen sollen. 

Artikel 8 enthält in Absatz 1 die grenzpolizeilichen 
Voraussetzungen für das Betreten des Hoheitsgebietes 
des jeweiligen anderen Vertragsstaates innerhalb der 
Baustelle. Nach Absatz 2 unterliegen die beim Bau der 
Grenzbrücke tätigen Arbeitnehmer den tschechischen 
Rechtsvorschriften über die Erteilung einer Arbeitserlaub- 
nis an in der Tschechischen Republik beschäftigte aus- 
ländische Staatsangehörige, unabhängig davon, ob die 
Arbeiten im deutschen oder im tschechischen Hoheits- 
gebiet ausgeführt werden. Absatz 3 verpflichtet die 
Vertragsstaaten unter Hinweis auf das deutsch-tschechi- 
sche Rückübernahmeabkommen vom 3. November 1994 
zur formlosen Zurücknahme von Personen, die auf Grund 
des Vertrags in das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staates eingereist sind und die Bestimmungen des Ver- 
trags verletzt haben oder sich dort rechtswidrig aufhalten. 

Artikel 9 enthält Erleichterungen im Bereich des 
Steuer- und Zollrechts. In Absatz 1 ist festgelegt, dass 
der Baustellenbereich für die Grenzbrücke und nach 
deren Fertigstellung die Grenzbrücke selbst, soweit sie 
sich in das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land erstrecken, für die Anwendung des deutschen 
Umsatzsteuerrechts und des tschechischen Mehrwert- 
steuerrechts als Hoheitsgebiet der Tschechischen Repu- 
blik gelten, soweit es sich um Lieferungen von Gegen- 
ständen oder sonstige Leistungen handelt, die für den 
Bau der Grenzbrücke oder ihre Instandsetzung und 
Erneuerung bestimmt sind. Dadurch werden steuertech- 
nische Schwierigkeiten für die an der Baumaßnahme 
beteiligten Unternehmen vermieden. Absatz 2 ermög- 
licht, dass für Waren, die aus dem Hoheitsgebiet des 
einen Vertragsstaats in das des anderen eingeführt wer- 
den, mit Ausnahme von Zöllen keine Einfuhrabgaben 
erhoben werden, soweit die Waren zum Bau oder zur 
Erhaltung der Grenzbrücke verwendet werden. Nach 
Absatz 3 unterliegen diese Waren bei ihrer Einfuhr 
keinen Verboten und Beschränkungen. Absatz 4 er- 
mächtigt die Vertreter der jeweils zuständigen Steuer- 
und Zollbehörden, sich auf der Baustelle und nach Fertig- 
stellung auf der Grenzbrücke selbst aufzuhalten und die 
Maßnahmen im Rahmen der Absätze 1 bis 3 zu treffen. 
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die nach ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorge- 
sehen sind. 

Artikel 10 enthält die Datenschutzregelungen, sofern 
auf Grund des Vertrags nach Maßgabe des jeweiligen 
nationalen Rechts personenbezogene Daten übermittelt 
und verwendet werden. 

Nach Artikel 11 haben die Vertragsstaaten die Mög- 
lichkeit zur Bildung einer Gemischten Kommission. Eines 
der ständigen Mitglieder der deutschen Delegation in 
dieser Gemischten Kommission nach Absatz 1 ist ein 
Vertreter des Bayerischen Staatsministeriums der Finan- 
zen, der auch der Ständigen deutsch-tschechischen 
Grenzkommission als Mitglied angehört. Die Gemischte 
Kommission soll nach Absatz 2 Fragen hinsichtlich des 
Baus der Grenzbrücke klären und den Vertragsstaaten 
Empfehlungen unterbreiten. 


Artikel 12 regelt das Verfahren bei Meinungsverschie- 
denheiten. 

Nach Artikel 13 vollziehen die Vertragsstaaten den 
Vertrag durch ihre jeweils zuständigen Behörden. Beide 
Seiten haben als zuständige Behörden im Sinne dieses 
Artikels folgende Ressorts benannt, die als An- 
sprechpartner auch koordinierend tätig werden: 

auf deutscher Seite die Bundesministerien der Finanzen 
und des Innern, 

auf tschechischer Seite die Ministerien für Verkehr und 
Fernmeldewesen, der Finanzen und des Innern. 

Die Artikel 14 und 15 enthalten die Vorschriften 
über Ratifikation, Inkrafttreten, Kündigung und Geltungs- 
dauer des Vertrags sowie über mögliche Vertragsände- 
rungen. 
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